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Einrichtung eines Untertageversuchslabors in Gorleben 


Vorbemerkung der Fragesteller 

Am 3. Mai 2006 verkündete der niedersächsische Wissenschaftsminister Lutz 
Stratmann bei einem Besuch in Gorleben zusammen mit dem Präsidenten der 
TU Clausthal und seines Stellvertreters gegenüber der Elbe-Jeetzel-Zeitung die 
Einrichtung eines Untertagelabors im Erkundungsbergwerk Gorleben und 
sagte die Unterstützung der Landesregierung zu. Schwerpunkt der Versuche 
soll die Erforschung der geplanten direkten Endlagerung hochradioaktiven Ab- 
falls im Salz sein. 

Infolge des Atomkonsenses zwischen der Bundesregierung und der Energie- 
wirtschaft aus dem Jahre 2000 wurde vom Bundesministerium für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit ein Moratorium für das Endlager Gorleben 
verhängt, das derzeit noch in Kraft ist und bis längstens 2010 andauern soll. Be- 
reits im Jahre 2003 war ein Versuchslabor im Bergwerk Gorleben im Gespräch, 
dem der damalige Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktor- 
sicherheit, Jürgen Trittin, mit Verweis auf dieses Moratorium eine Absage er- 
teilte (Elbe-Jeetzel-Zeitung 15. April 2003). Er verwies darauf, dass die Ein- 
richtung eines Untertagelabors nicht mit dem „reinen Offenhaltungsbetrieb“ im 
Einklang stünde. 

Finanziert werden sollen die Forschungstätigkeiten unter anderem über eine 
Stiftungsprofessur an der TU Clausthal und die Finanzierung weiterer Wissen- 
schaftler durch die Gesellschaft für Nuklearservice (GNS). Die GNS gehört zu 
100 Prozent den Atomstrom und Atommüll produzierenden Energiekonzemen. 
Die Brennelemente-Lager-Gesellschaft (BLG), die das Zwischenlager in Gor- 
leben betreibt, ist ihrerseits eine Tochterfirma der GNS. Durchgeführt werden 
sollen die Forschungstätigkeiten von der TU Clausthal, von deren Seite die 
Aufhebung des Moratoriums gefordert wurde. So haben Prof. Klaus Kühn von 
der TU Clausthal und Dr. Klaus Jürgen Brammer von der GNS gemeinsam un- 
ter dem Titel „Sicherheitstechnische Einzelfragen zur Endlagerung, eine kriti- 
sche Auseinandersetzung mit dem Vorgehen des BfS“ (atw 12/05) gefordert, 
die Erkundungsarbeiten in Gorleben unverzüglich fortzusetzen. 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit vom 19. Juni 2006 übermittelt. 
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1. Ist beim Bundesamt für Strahlenschutz als zuständige Genehmigungsbe- 
hörde ein offizieller Antrag für die Einrichtung eines Versuchslabors im Er- 
kundungsbergwerk Gorleben eingegangen, und falls ja, wann ist mit einer 
Entscheidung zu rechnen? Falls nein, wann ist mit einer Entscheidung ab 
Antragstellung zu rechnen? 

Nein. Gemäß § 23 AtG ist das Bundesamt für Strahlenschutz (BfS) zuständig 
unter anderem für die Errichtung und den Betrieb von Anlagen des Bundes zur 
Sicherstellung und Endlagerung radioaktiver Abfälle. Für das Erkundungsberg- 
werk Gorleben ist das BfS weder atomrechtlich noch bergrechtlich die Geneh- 
migungsbehörde sondern der Betreiber. 

Die von der TU Clausthal gegenüber der Elbe-Jeetzel Zeitung vorgestellten 
Pläne zur Einrichtung eines Untertagelabors im Salzstock Gorleben sind mit 
dem Bundesamt für Strahlenschutz nicht abgestimmt. Das Konzept ist dem BfS 
nicht bekannt. 

In der Antwort auf die Kleine Anfrage von Abgeordneten des Niedersächsischen 
Landtags zur Errichtung eines Untertagelabors im Salzstock Gorleben führt das 
Niedersächsische Ministerium für Wissenschaft und Kultur am 18. Mai 2006 
aus, dass ein Antrag zur Errichtung eines Untertagelabors im Salzstock Gorle- 
ben bisher nicht gestellt worden ist. 


2. Hält die Bundesregiemng ein Versuchslabor im Erkundungsbergwerk Gor- 
leben mit dem Moratorium für vereinbar, und falls ja, welche Gründe haben 
zu einer Änderung der Bewertung gegenüber der Vörgängerregierung ge- 
führt? 

Die Bundesregierung hält die Einrichtung eines Versuchslabors im Erkundungs- 
bergwerk Gorleben für nicht vereinbar mit dem derzeit geltenden Moratorium, 
das zwischen der Bundesregierung und den Energieversorgungsunternehmen 
am 14. Juni 2000 vereinbart wurde. 


3. Wie bewertet die Bundesregiemng die Tatsache, dass das geplante For- 
schungsvorhaben von den Unternehmen finanziert werden würde, die ein viel- 
fach geäußertes Interesse an einer Aufhebung des Moratoriums, der Geneh- 
migung und der Inbetriebnahme eines Atommüllendlagers Gorleben haben? 

Die Frage stellt sich derzeit nicht, siehe Antwort zu Frage 2. 


4. Wie bewertet die Bundesregiemng die Tatsache, dass das geplante For- 
schungsvorhaben von der TU Clausthal durchgeführt werden würde, von 
deren Seite die Aufhebung des Moratoriums gefordert wird? 

Die Frage stellt sich derzeit nicht, siehe Antwort zu Frage 2. 


5. Gibt es eine rechtliche Gmndlage für einen Anspmch der TU Clausthal auf 
eine Genehmigung für ein Forschungslabor in einer dem Bund gehörenden 
Einrichtung? 

Nein. Der Bund ist Verfügungsberechtigter über das Erkundungsbergwerk Gor- 
leben. Ohne seine Zustimmung hat die TU Clausthal kein Recht zur Einrichtung 
eines Untertagelabors Im Bergwerk. Die Einrichtung selbst bedarf dann der Zu- 
lassung zumindest durch die Bergbehörde. Ob darüber hinaus noch weiterge- 
hende Zulassungen erforderlich sind, hängt von der Labortätigkeit ab. 
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